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Das Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) 
als Genehmigungsbehörde 

in Sachen Gesuch vom 19. Dezember 2022 

von armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, Postfach, 8887 Mels 

betreffend 

GEMEINDE NESSLAU, SCHIESSPLATZ SÄNTISALPEN; 
W ARNSACKMASTEN MIT ANDREASKREUZ 

stelltfest: 

1. Das Baumanagement Ost von armasuisse Immobilien reichte der Genehmigungsbehörde 
am 19. Dezember 2022 das Projekt Wildhaus-Alt St. Johann und Nesslau, Schiessplätze 
Säntisalpen und Obertoggenburg Nord, Wamsackmasten mit Andreaskreuz zur Beurtei­ 
lung ein. Die Genehmigungsbehörde führte dazu ein vereinfachtes militärisches Plange­ 
nehmigungsverfahren durch. 

2. Die Genehmigungsbehörde führte das Anhörungsverfahren bei den betroffenen kommuna­ 
len und kantonalen Behörden sowie bei den interessierten Bundesbehörden durch. 

3. Die Gemeinde Wildhaus-Alt St. Johann reichte ihre Stellungnahme am 13. Januar 2023 
ein. Jene der Gemeinde Nesslau ging am 24. Januar 2023 ein. 

4. Der Kanton St. Gallen übermittelte seine Stellungnahme datiert vom 1. März am 2. März 
2023. 

5. Die Stellungnahme des Bundesamts für Umwelt (BAFU) ging am 26. April 2023 ein. 
6. Am 1 O. Juli 2023 führte die Genehmigungsbehörde vor Ort eine Bereinigungsverhandlung 

mit Vertretungen der Gesuchstellerin (armasuisse und Gruppe Verteidigung), des BAFU 
sowie des Amts für Natur, Jagd und Fischerei des Kantons St. Gallen durch. Dabei wurde 
vereinbart, dass die Gesuchstellerin weitere Abklärungen für die Standorte 3 bis 5 auf dem 



Schiessplatz Säntisalpen trifft, da diese innerhalb einer Moorlandschaft stehen sollen. Ins­ 
besondere hatte sie zu prüfen, ob der Einsatz mobiler Masten möglich ist (vgl. Protokoll 
der Bereinigungsverhandlung vom 12. Juli 2023). 

7. Am 1. Juli 2024 reichte die Gesuchstellerin ihre Abklärungen zur Möglichkeit von mobilen 
Warnsackmasten ein (Bericht vom 24. Juni 2024). 
Am 16. August 2024 reichte das BAFU seine Stellungnahme dazu ein und beantragte, für 
die drei Standorte innerhalb der Moorlandschaft seien mobile Wamsackmasten vorzuse­ 
hen. 

9. Der Kanton St. Gallen reichte seine Stellungnahme vom 8. Dezember 2024 am 9. Dezem­ 
ber ein. Auch er beantragte mobile Wamsackmasten für die drei Standorte auf dem Schiess­ 
platz Säntisalpen. 

10. Aufgrund der gewählten Lösung mit mobilen Wamsackmasten musste die Gesuchstellerin 
auf die Suche nach einer Unterbringungsmöglichkeit für die Wamsackmasten (wenn sie 
nicht in Gebrauch sind), für das Transportfahrzeug mit Anhänger und wollte das zu erstel­ 
lende Gebäude in das Projekt aufnehmen. Die benötigte Lagerungsfläche entspricht der 
Grösse einer Doppelgarage. Am 16. Mai 2025 reichte die Gesuchstellerin der Genehmi­ 
gungsbehörde ihren Vorschlag für den Standort des neu zu erstellenden Lagergebäudes ein, 
welchen die Genehmigungsbehörde daraufhin mit dem BAFU telefonisch besprach. Da 
sich der vorgeschlagene Standort innerhalb. der Moorlandschaft befand, wurde dieser vom 
BAFU abgelehnt. 

11. Mit Schreiben vom 25. Februar 2026 teilte die Gesuchstellerin der Genehmigungsbehörde 
mit, dass eine Lösung gefunden werden konnte: Die Einlagerung sei ausserhalb der Moor­ 
landschaft im Raum Herisau/Gossau in einem bestehenden Gebäude möglich. Somit ist 
keine Projektergänzung mehr geplant. 

12. Auf die Vorbringen und die sich bei den Akten befindlichen Schriftstücke wird - soweit 
entscheidwesentlich - in den nachfolgenden Erwägungen eingegangen. 

zieht in Erwägung: 

A. Formelle Prüfung 

1. Sachliche Zuständigkeit 
Das Vorhaben betrifft militärische Infrastruktur, weshalb die militärische Plangenehmigungs­ 
verordnung anwendbar und das Generalsekretariat VBS für die Festlegung und Durchführung 
des militärischen Plangenehmigungsverfahrens zuständig ist (Art. 1 Abs. 1, Abs. 2 Bst. c und 
d, Art. 2 MPV). 

2. Anwendbares Verfahren 
Im Rahmen der Vorprüfung nach Art. 7 MPV hat die Genehmigungsbehörde festgestellt: 
a. Das Vorhaben untersteht dem vereinfachten militärischen Plangenehmigungsverfahren, da 

es das äussere Erscheinungsbild nicht wesentlich verändert, sich nur unerheblich auf Raum 
und Umwelt auswirkt und keine Drittinteressen tangiert (Art. 128 Abs. 1 Bst. b Militärge­ 
setz, MG; SR 510.10). 

b. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nicht notwendig, weil es sich vorliegend 
weder um eine wesentliche bauliche Änderung noch um eine Erweiterung einer UVP­ 
pflichtigen Anlage handelt. 
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Die Nutzung des Schiessplatz Säntisalpen stützt sich auf den Sachplan Militär, Objektblatt 
vom 19. August 1998. Das Vorhaben wirkt sich weder erheblich auf Raumordnung und 
Umwelt aus noch sind die Kriterien gemäss Sachplan Militär Programmteil 2017, Kapitel 
6.2 erfüllt, weshalb es nicht als sachplanrelevant einzustufen ist. 

3. Gegenstand der Verfügung 

Gegenstand der vorliegenden Verfügung bilden die drei Standorte auf dem Schiessplatz Sän­ 
tisalpen. Es sind dies gemäss den Gesuchsunterlagen vom 19. Dezember 2022 der Standort 3 
«Lutertannen» auf der Parzelle 1132K in der Gemeinde Nesslau in privatem Eigentum, der 
Standort 4 «Bumoos» auf der Parzelle 1173K im Eigentum der Alpkoorporation Säntisalp und 
der Standort 5 «Wideralp» auf der Parzelle 1177K im Eigentum der Alpkoorporation Wideralp. 
Die schriftlichen Einverständniserklärungen der Eigentümerschaften liegen der Genehmi­ 
gungsbehörde vor. 
Die zwei Standorte auf dem Schiessplatz Obertoggenburg Nord («Älpli» und «Laui») in der 
Gemeinde Wildhaus - Alt St. Johann wurden mit Plangenehmigungsverfügung vom 9. Sep­ 
tember 2025 bereits bewilligt. 

B. Materielle Prüfung 

1. Projektbeschrieb 
Auf dem Schiessplatz Säntisalpen wird mit sämtlichen Infanterie- und Bogenschusswaffen ge­ 
schossen. Zurzeit wird der Schiessbetrieb an den Schiessorten und an den Zugängen zum 
Schiessplatz durch Absperr- und Informationsposten durch die Koordinationsstelle 4 und die 
Truppe (Schiesswache, Truppenauskunftsstelle) gesichert. Die Signalisation der Posten erfolgt 
mittels Schiessfahnen. Damit die Personensicherheit für die Truppe und für Zivilpersonen 
(Wanderer, Biker, Skifahrer, usw.) erhöht bzw. den aktuellen und zeitgemässen Anforderungen 
und Standards angepasst werden kann, sollen in Ergänzung zu den Schiessanzeigen und Warn­ 
tafeln auf dem Schiessplatz Säntisalpen drei fixe, je 8.50 m hohe Windsackmasten aus feuer­ 
verzinktem Stahl erstellt werden. 
Die Gesuchstellerin beantragt fixe Masten auf einem Fundament aus Ortsbeton. Das BAFU und 
der Kanton St. Gallen beantragen, es seien mobile Masten zu erstellen, weshalb während des 
laufenden Plangenehmigungsverfahrens auch eine Projektvariante mit mobilen, demontierba­ 
ren Wamsackmasten ausgearbeitet wurde (vgl. Bauprojektdossier vom 1. Juli 2024 sowie Er­ 
wägungen unter Ziff. 7 a. nachfolgend). 

2. Stellungnahme der Gemeinde Wildhaus -Alt St. Johann 
Die Gemeinde Wildhaus - Alt St. Johann stimmte dem Vorhaben mit Schreiben vom 13. Januar 
2023 vorbehaltlos zu. 

3. Stellungnahme der Gemeinde Nesslau 
Die Gemeinde Nesslau stimmte dem Vorhaben mit Stellungnahme vom 24. Januar 2023 zu und 
beantragte allgemein für sämtliche Standorte: 
(1) Die baulichen Massnahmen seien möglichst schonend auszuführen. Die Umgebungsarbei- 

ten (Erdbewegungen, Kiesplätze) seien auf das notwendige Minimum zu beschränken, um 
die Schutzobjekte nicht weiter zu beeinträchtigen. Nach Ausführung der Bauarbeiten sei 
das Terrain wiederherzustellen und mit standortgerechten Pflanzen zu begrünen. 

4. Stellungnahme des Kantons St. Gallen 

Der Kanton St. Gallen formulierte in seiner Stellungnahme vom 1. März 2023 zu den Standor­ 
ten auf dem Schiessplatz Säntisalpen folgende Anträge: 

c. 

3/10 



Naturgefahren 
(2) Die Gesuchstellerin solle sich anhand des Ereigniskatasters auf dem kantonalen Geoportal 

eigene Risikoüberlegungen machen. Eventuell zu treffende Massnahmen seien zwingend 
Sache der Gesuchstellerin. 

Natur- und Landschaftsschutz 

(3) Die ökologische Baubegleitung werde begrüsst. Es werde empfohlen, ein Planungsbüro 
mit Erfahrung in bodenkundlicher Baubegleitung auszuwählen. 

( 4) Die geplanten W amsackmasten hätten einen nachteiligen Einfluss auf das Landschaftsbild. 
Alle geplanten Masten befänden sich in sensiblen Gebieten (BLN, Moorlandschaft). Des­ 
halb würden demontierbare Wamsackmasten gefordert. Ausserhalb des Schiessbetriebs 
seien die Masten wieder abzubauen. 

(5) Der Standort Wideralp Koordinaten: 2'741'365 / 1'234'660 liege gemäss Moorkartierung 
von 1994 direkt an der Grenze des Flachmoores (siehe Beilage: Kanton St. Gallen, Moor­ 
schutz). Der Standort sei weiter weg zum Flachmoor zu verschieben. Zusätzlich sei nach­ 
zuweisen, dass keine moorhydrologischen Auswirkungen durch den Bau entstünden. 

5. Stellungnahme des BAFU 
Das BAFU formulierte in seiner Stellungnahme vom 26. April 2023 folgenden Antrag: 
(6) Standhaft eingebaute Warnsackmasten widersprächen den Schutzzielen der Moorland- 

schaft. Im Projekt seien die Schutzbestimmungen der nationalen Landschafts- und Bioto­ 
pinventare zu berücksichtigen. Der Gesuchsteller habe Alternativen zu prüfen, welche die 
Schutzziele weniger stark beeinträchtigten. 

Nach der Bereinigungsverhandlung und der Eingabe eines ergänzten Bauprojektdossiers vom 
1. Juli 2024 durch die Gesuchstellerin passte das BAFU seinen Antrag mit Replik vom 18. Au­ 
gust 2024 wie folgt an: 
(6) neu: Die Variante 3 (mobile Warnsackmasten mit Transportfahrzeug und Anhänger) sei 

umzusetzen. Die Masten in der Moorlandschaft seien jeweils am Anfang der Schiesssaison 
(Mitte September) aufzustellen und am Ende der Schiesssaison (Mitte Mai) wieder abzu­ 
bauen. 

6. Stellungnahme der Gesuchstellerin 
Auf die Eingaben der Gesuchstellerin wird in den Erwägungen zu den einzelnen Anträgen ein­ 
gegangen. 

7. Beurteilung der Genehmigungsbehörde 

a. Natur und Landschaft 
Die drei geplanten Standorte befinden sich alle innerhalb eines im Bundesinventar der Land­ 
schaften und Naturdenkmäler (BLN) verzeichneten Gebietes (Objekt-Nr. 1612, Säntisgebiet) 
und innerhalb einer Moorlandschaft von nationaler Bedeutung (Objekt-Nr. 62, «Schwägalp»). 
In den Gesuchsunterlagen (MPV-Dossier vom 19. Dezember 2022, S. 19f.) schreibt die Ge­ 
suchstellerin: Die Anforderungen an den Sicherheits- und Absperrdienst seien in den vergan­ 
genen Jahren, vor allem vor dem Hintergrund der touristisch stark gestiegen Tätigkeiten, aber 
auch aufgrund der immer effizienteren Waffensysteme und Munition, enorm gewachsen. Um 
die Sicherheit zu gewährleisten und damit allfällige Personenschäden verhindern zu können, 
sei es zwingend notwendig, dass Signale, welche auch aus grossen Distanzen erkennbar sind, 
installiert würden und zum Einsatz kämen. Aus diesem Grund sollten zum Schutz der Zivilisten 
Warnmasten mit beleuchtetem Andreaskreuz aufgestellt werden. Die Standorte der Masten 
seien zusammen mit dem Eidg. Experten für militärische Schiessplätze so definiert worden, 
dass sie die optimale Sicherheit erwirkten. Die Signale müssten von weit her und untereinander 
sichtbar sein. Um diesen Zweck bestmöglich zu erfüllen, seien die Warnmasten somit an die 
ausgewiesenen Standorte gebunden. Nur durch diese Massnahme sei es für alle zivilen Nutzer, 
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um und auf den Schiessplätzen, auch visuell und distanzmässig frühzeitig erkennbar, dass die 
bezeichneten Schiessplatzperimeter (Distanzen bis zu 2,6 km) durch das Militär im scharfen 
Schuss genutzt würden. 
Das BAFU führte in seiner Stellungnahme vom 26. April 2023 aus: Art. 23d Abs. 2 NHG er­ 
kläre in nicht abschliessender Weise folgende Nutzungen in Moorlandschaften für zulässig: 
- die land- und forstwirtschaftliche Nutzung (Bst. a); 
- der Unterhalt und die Erneuerung rechtmässig erstellter Bauten und Anlagen (Bst. b); 
- Massnahmen zum Schutz von Menschen vor Naturereignissen (Bst. c) sowie 
- die für die Anwendung der Buchstaben a-c notwendigen Infrastrukturanlagen (Bst. d). 

Für weitere als die in Art. 23d Abs. 2 NHG umschriebenen Nutzungen bleibe jedoch nach stän­ 
diger Praxis des Gerichts nur ein sehr enger Raum. Aus den parlamentarischen Debatten ginge 
hervor, dass neben den ausdrücklichen militärischen Nutzungen auch die sanfte touristische 
Nutzung möglich sein sollte. Gemäss Art. 4 Abs. 1 VWS (SR 510.514) seien bei der Benutzung 
und Verwaltung der Waffen-, Schiess- und Übungsplätze die Vorschriften der Umweltgesetz­ 
gebung des Bundes einzuhalten. Zudem heisse es gemäss Art. 4 Abs. 2 VWS, dass Sperrgebiete 
von Truppen nicht benutzt werden dürften. Moorlandschaften gehörten nicht grundsätzlich zu 
den in Art. 4 Abs. 2 VWS genannten Sperrgebieten. Das mache Sinn, als gerade auch die mili­ 
tärische Nutzung in Moorlandschaften möglich sein solle, sofern sie schutzzielverträglich ist. 
Militärische Nutzung, die nicht schutzzielverträglich sei, sei jedoch von Gesetzes wegen unzu­ 
lässig. Insbesondere könne auch nicht unter Berufung auf die Bestimmung des Art. 4 Abs. 4 
VWS mit dem Einvernehmen des BAFU von der Schutzzielverträglichkeit abgewichen werden. 
Die Erstellung von standhaften W amsackmasten, auf einem V ertragsschiessplatz, widerspreche 
den Schutzzielen der Moorlandschaft im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Bst. a der Moorlandschafts­ 
verordnung (SR 451.35). Allerdings habe das BAFU Verständnis dafür, dass die Personensi­ 
cherheit für die Truppe und für Zivilpersonen (Wanderer, Biker, Skifahrer, usw.) erhöht werden 
solle. Das BAFU könne einer Sicherheitsmassnahme, welche die Schutzziele weniger stark be­ 
einträchtige, voraussichtlich zustimmen (z. B. mobile Anlagen, die ausserhalb des Schiessbe­ 
triebs wieder abgebaut werden können). Das BAFU könne daher dem Projekt nicht zustimmen. 
Der Kanton St. Gallen beantragte in seiner Stellungnahme vom 1. März 2023 ebenfalls demon­ 
tierbare Wamsackmasten, welche ausserhalb des Schiessbetriebs wieder abzubauen seien, da 
fixe Warnsackmasten einen nachteiligen Einfluss auf das Landschaftsbild hätten. 
Aufgrund der Rückmeldungen der Fachbehörden organisierte die Genehmigungsbehörde eine 
Bereinigungsverhandlung mit Begehung vor Ort. Diese wurde unter Leitung der Genehmi­ 
gungsbehörde am 1 O. Juli 2023 mit Vertretungen der Gesuchstellerin, des BAFU und des Kan­ 
tons St. Gallen durchgeführt (vgl. Protokoll vom 12. Juli 2023). Anlässlich der Begehung wurde 
unter anderem beschlossen, dass die Gesuchstellerin den Einsatz mobiler Masten und die Mög­ 
lichkeit, die Masten am Anfang der Schiesssaison (Mitte September) aufzustellen und am Ende 
der Schiesssaison (Mitte Mai) wieder abzubauen, zu prüfen hat. 
Am 1. Juli 2024 reichte die Gesuchstellerin ihre Abklärungen zu den Akten, welche bezüglich 
Mastentyp folgende drei Varianten aufführten: 
- Variante 1: Fest montierter Warnmast mit Rückenkorb für Absturzsicherung 
- Variante 2: Fest montierter Warnmast mit Schienensystem für Absturzsicherung 
- Variante 3: Mobiler Warnmast mit Transportfahrzeug und Anhänger 

Aufgrund ihrer Nutzwertanalyse empfahl die Gesuchstellerin Variante 2 auszuführen, da diese 
Variante einen hohen nachhaltigen Nutzen aufweise und sich der Unterhaltsaufwand gleichzei­ 
tig auf ein Minimum beschränke. 
In seiner Replik vom 16. August 2024 führte das BAFU aus, es komme zum Schluss, dass die 
Variante 3 aus den ihm vorliegenden, objektiven Gründen realisierbar sei und die Schutzziele 
der Moorlandschaft am wenigsten beeinträchtige. Die Variante 3 sei zudem konstruktiv am 
schlichtesten gestaltet (Rückenkorb mit Absturzsicherung / Schienensystem mit Absturzsiche­ 
rung entfällt), und es sei zudem der Meinung, dass es zumutbar wäre, die Masten jeweils am 
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Anfang der Schiesssaison (Mitte September) aufzustellen und am Ende der Schiesssaison 
(Mitte Mai) wieder abzubauen und für die notwendigen Fahrzeuge und Materialien in der Re­ 
gion eine Unterbringungsmöglichkeit zu finden. 
Das BAFU hielt zudem fest, dass es sich hier um eine Einzelfallbetrachtung unter Berücksich­ 
tigung «Schutz des Menschen» handle und es dem vorliegenden Projekt zustimmen könne, so­ 
fem mobile Masten eingesetzt würden und die Masten in der Moorlandschaft jeweils am An­ 
fang der Schiesssaison aufgestellt und am Ende der Saison wieder abgebaut würden. 
Der Kanton St. Gallen sprach sich in seiner Replik vom 8. Dezember 2024 ebenfalls für Vari­ 
ante 3 aus, welche seinem Antrag entspricht. Unter dem Vorbehalt der Schutzzielverträglichkeit 
sollen neben den in Art. 23d Abs. 2 NHG ausdrücklich genannten Nutzungen auch militärische 
Nutzungen möglich sein. Um die Sicherheit von Zivilpersonen bei der bestehenden militäri­ 
sehen Nutzung zu gewährleisten, seien die Warnmasten notwendig. Aufgrund der nur saisona­ 
len Beeinträchtigung des Landschaftsbildes und somit der Schutzziele der Moorlandschaft er­ 
achte der Kanton die Variante 3 als am verträglichsten für das Landschaftsbild und den geschil­ 
derten Aufwand für das Auf- und Abbauen als verhältnismässig. 
In der Folge machte die Gesuchstellerin geltend, sie müsse somit in der Umgebung einen Un­ 
terbringungsort für die drei mobilen Wamsackmasten und für das Fahrzeug mit Anhänger su­ 
chen, und das neu zu erstellende Gebäude sei in das Projekt aufzunehmen. Am 16. Mai 2025 
reichte die Gesuchstellerin der Genehmigungsbehörde ihren Vorschlag für den Standort des 
neu zu erstellenden Lagergebäudes ein, welchen die Genehmigungsbehörde daraufhin mit dem 
BAFU telefonisch besprach. Da sich der vorgeschlagene Standort innerhalb der Moorlandschaft 
befand, wurde dieser vom BAFU abgelehnt. Schliesslich meldete die Gesuchstellerin am 
25. Februar 2026 sie habe eine Einlagerungsmöglichkeit im Raum Herisau/Gossau in einem 
bestehenden Gebäude gefunden. 

Rechtliche Würdigung der Genehmigungsbehörde 
Gemäss Art. 78 Abs. 5 der Bundesverfassung (BV; SR 101) sind Moore und Moorlandschaften 
von besonderer Schönheit und gesamtschweizerischer Bedeutung geschützt. Es dürfen darin 
grundsätzlich weder Anlagen gebaut noch Bodenveränderungen vorgenommen werden. Neue 
Bauten und Anlagen dürfen nur errichtet werden, wenn sie nationale Bedeutung haben, unmit­ 
telbar standortgebunden sind und den Schutzzielen nicht widersprechen (Art. 5 Abs. 2 lit. d 
Moorlandschaftsverordnung) oder wenn sie unter Artikel 23d Absatz 2 des Bundesgesetzes 
über den Natur- und Heimatschutz (NHG, SR 451) fallen. Art. 23d Absatz 2 NHG lässt die 
Gestaltung und Nutzung von Moorlandschaften zu, soweit sie der Erhaltung der für die Moor­ 
landschaften typischen Eigenheiten nicht widersprechen. 
Die Genehmigungsbehörde hat somit neben der nationalen Bedeutung und der unmittelbaren 
Standortgebundenheit vor allem die Schutzzielverträglichkeit zu prüfen. Eine Interessenabwä­ 
gung darf dabei nicht vorgenommen werden. Vorliegend geht es um die Sicherheit auf dem 
militärischen Schiessplatz Säntisalpen. Die zu erstellenden Anlagen haben somit unbestritte­ 
nermassen nationale Bedeutung. In den Gesuchsunterlagen legt die Gesuchstellerin dar, dass 
die Standorte für die Wamsackmasten so gewählt wurden, dass sie die optimale Sicherheit er­ 
wirken. Sowohl die Genehmigungsbehörde als auch die Fachbehörden konnten sich anlässlich 
der Begehung davon überzeugen, dass die Standortgebundenheit für die drei Standorte gegeben 
ist. 
Bezüglich der Schutzzielverträglichkeit ist zu prüfen, ob fixe bzw. mobile Wamsackmasten den 
Schutzzielen gemäss Art. 4 Abs. 1 Moorlandschaftsverordnung widersprechen. Nach Art. 4 
Abs. 1 lit. a Moorlandschaftsverordnung ist die Landschaft vor Veränderungen zu schützen, 
welche die Schönheit oder die nationale Bedeutung der Moorlandschaft beeinträchtigen. Ge­ 
mäss lit. b müssen die für Moorlandschaften charakteristischen Elemente und Strukturen erhal­ 
ten bleiben, namentlich geomorphologische Elemente, Biotope, Kulturelemente sowie die vor­ 
handenen traditionellen Bauten und Siedlungsmuster. Litera e fordert zudem, dass auf die nach 
Art. 20 der Natur- und Heimatschutzverordnung (NHV, SR 451.1) geschützten Pflanzen- und 
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Tierarten sowie die in den vom BAFU erlassenen oder genehmigten Roten Listen aufgeführten, 
gefährdeten und seltenen Pflanzen- und Tierarten besonders Rücksicht zu nehmen ist. 
Bezüglich der Einschätzung der Schutzzielverträglichkeit folgt die Genehmigungsbehörde den 
Fachbehörden: Laut dem BAFU und der Einschätzung des kantonalen Amts für Natur, Jagd 
und Fischerei widersprechen fixe Warnsackmasten dem Schutzziel gemäss Art. 4 Abs. 1 lit. a 
der Moorlandschaftsverordnung, indem sie die Schönheit der Moorlandschaft dauerhaft beein­ 
trächtigen, während mobile Masten, welche nur aufgestellt werden, wenn sie auch tatsächlich 
genutzt werden und danach für den Rest des Jahres wieder demontiert und eingelagert werden, 
als schutzzielverträglich angesehen werden können. Die Genehmigungsbehörde kann diese Ar­ 
gumentation nachvollziehen und stützt diese. Mobile, demontierbare Warnsackmasten wider­ 
sprechen auch nicht den übrigen Schutzzielen nach Art. 4 Abs. 1 Moorlandschaftsverordnung 
und können somit insgesamt als schutzzielverträglich eingestuft werden. Die Erhaltung der für 
die Moorlandschaften typischen Eigenheiten ist durch das zeitweilige Aufstellen mobiler 
Warnsackmasten somit nicht gefährdet (Art. 23d Abs. 1 NHG). 
Da sich die gewählten Standorte innerhalb des BLN-Objekts Nr. 1612 (Säntisgebiet) befinden, 
hat die Genehmigungsbehörde zudem zu prüfen, ob mobile Wamsackmasten die ungeschmä­ 
lerte Erhaltung des betroffenen BLN-Objekts gefährden. Ein Abweichen von der ungeschmä­ 
lerten Erhaltung darf nach Art. 6 Abs. 2 NHG nur in Erwägung gezogen werden, wenn ihr 
bestimmte gleich- oder höherwertige Interessen von ebenfalls nationaler Bedeutung entgegen­ 
stehen. Eingriffe, die keine Auswirkungen auf die objektspezifischen Schutzziele haben, stellen 
keine Beeinträchtigung der Objekte dar und sind zulässig. Ebenfalls zulässig sind geringfügige 
Beeinträchtigungen eines Objekts, wenn sie sich durch ein Interesse rechtfertigen lassen, das 
gewichtiger ist als das Interesse am Schutz des Objekts (Art. 6 Abs. 1 der Verordnung über das 
Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler, VBLN, SR 451.11). 
Weder das BAFU noch die kantonale Fachbehörde haben bezüglich der rriobilen Masten einen 
Eingriff in das BLN-Schutzobjekt geltend gemacht. Von Seiten BAFU wurde auf einen Einbe­ 
zug der ENHK verzichtet. Auch hier teilt die Genehmigungsbehörde die Ansicht der Fachbe­ 
hörden. Das Erstellen von mobilen, demontierbaren Warnsackmasten tangiert die Erreichung 
der Schutzziele 3.1 bis 3.12 des BLN-Objekts Nr. 1612 nicht (vgl. Ziff. 3 des Objektblatts). 
Selbst bei einem geringfügigen Eingriff wäre dieser vorliegend durch das überwiegende Inte­ 
resse der Personensicherheit auf dem militärischen Schiessplatz gerechtfertigt. Dem Prinzip der 
grösstmöglichen Schonung wäre durch mobile Warnsackmasten, welche nur während der 
Schiesssaison aufgestellt werden, ebenfalls Rechnung getragen. 
Die Gesuchstellerin wird somit angewiesen, Variante 3 «Mobile Warnsackmasten mit 
Transportfahrzeug und Anhänger» gemäss Bauprojektdossier vom 1. Juli 2024 umzuset­ 
zen, da fixe Masten nicht schutzzielverträglich im Sinne der Moorlandschaftsverordnung und 
damit nicht bewilligungsfähig sind. Die mobilen Wamsackmasten sind nur während der 
Schiesssaison aufzustellen und danach wieder zu demontieren und einzulagern. Die Anträge 
( 4) des Kantons und ( 6) neu des BAFU werden gutgeheissen und eine entsprechende Auflage 
wird in die Verfügung aufgenommen. 
Weiter hat der Kanton der Gesuchstellerin empfohlen, ein Planungsbüro mit Erfahrung in bo­ 
denkundlicher Baubegleitung auszuwählen (3). In den Gesuchsunterlagen vom 19. Dezember 
2022 war für das ursprüngliche Projekt eine ökologische Baubegleitung vorgesehen. Auf An­ 
frage der Genehmigungsbehörde hat die Gesuchstellerin am 30. März 2026 bestätigt, dass sie 
auch für die wenigen notwendigen Baumeisterarbeiten für das Aufstellen und Abspannen der 
mobilen Wamsackmasten ein fachkundiges Planungsbüro zur Unterstützung vor Ort beauftragt 
hat. Antrag (3) kann somit als gegenstandslos abgeschrieben werden. 
Antrag (5) des Kantons wird ebenfalls als gegenstandslos abgeschrieben, nachdem sich der 
Kanton nach einer Begehung vor Ort in seiner Replik vom 8. Dezember 2024 mit mobilen 
Wamsackmasten an den geplanten Standorten einverstanden erklärt hat. 
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Die Gemeinde Nesslau beantragte, die baulichen Massnahmen möglichst schonend auszufüh­ 
ren und die Umgebungsarbeiten auf das notwendige Minimum zu beschränken, um die 
Schutzobjekte nicht weiter zu beeinträchtigen. Nach Ausführung der Bauarbeiten sei das Ter­ 
rain wiederherzustellen und mit standortgerechten Pflanzen zu begrünen (1 ). 
Dem Antrag der Gemeinde Nesslau wurde insofern bereits entsprochen, als mit mobilen, de­ 
montierbaren Wamsackmasten die Erdbewegungen auf ein absolutes Minimum beschränkt 
werden. Kiesbette und Baugruben sind nicht notwendig. Laut dem Bauprojektdossier vom 
1. Juli 2024 sind bei Variante 3 (mobile Wamsackmasten) nur noch vier kleine Einzelfunda­ 
mente nötig, in die die Befestigungsösen zum Abspannen der Masten eingegossen werden. Die 
Genehmigungsbehörde erachtet es als sachgerecht, dass die Arbeiten auch hier auf das absolut 
notwendige Minimum beschränkt werden und das Terrain danach wiederhergestellt wird. An­ 
trag (1) wird somit gutgeheissen und eine Auflage in die Verfügung übernommen. 

b. Naturgefahren 
Der Kanton St. Gallen beantragte, die Gesuchstellerin solle sich anhand des Ereigniskatasters 
auf dem kantonalen Geoportal eigene Risikoüberlegungen machen. Eventuell zu treffende Mas­ 
snahmen seien zwingend Sache der Gesuchstellerin (2). Die Gesuchstellerin hat sich zum An­ 
trag nicht geäussert. 
Gemäss dem Ereigniskataster auf dem kantonalen Geoportal kann es in der Nähe der gewählten 
Standorte zu Lawinengängen kommen. In den Gesuchsunterlagen sind diesbezüglich keine 
Massnahmen vorgesehen. Die Genehmigungsbehörde kann nicht einschätzen, ob Massnahmen 
aufgrund von Naturgefahren notwendig sind. Antrag (2) des Kantons wird somit dahingehend 
gutgeheissen, dass die Gesuchstellerin angewiesen wird, eine eigene Risikoeinschätzung vor­ 
zunehmen und die allenfalls notwendigen Massnahmen im Zusammenhang mit Naturgefahren 
umzusetzen. Es wird eine entsprechende Auflage in die Verfügung aufgenommen. 

c. Luftreinhaltung 
Die Richtlinie zur Luftreinhaltung auf Baustellen des BAFU konkretisiert die Luftreinhalte­ 
Verordnung (LRV; SR 814.318.142.1) und ist auf das Bauvorhaben anwendbar. Gemäss den 
Kriterien der Richtlinie sehen die Gesuchsunterlagen die Massnahmenstufe A vor. 
In der Anhörung sind weder vom Kanton noch vom BAFU Anmerkungen zur Luftreinhaltung 
eingegangen. Die Festlegung der Massnahmenstufe A ist korrekt. 

C. Ergebnis 
Nach erfolgter Prüfung kann festgehalten werden, dass das Vorhaben mit dem massgebenden 
materiellen und formellen Recht übereinstimmt und somit die Voraussetzungen für die Ertei­ 
lung der militärischen Plangenehrnigung erfüllt sind. 

und verfügt demnach: 

1. Plangenehmigung 
Das Vorhaben von armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, vom 19. Dezember 2022, in 
Sachen 
Gemeinde Nesslau, Schiessplatz Säntisalpen;-Warnsackmasten mit Andreaskreuz 

mit den nachstehenden Unterlagen: 
- Projektänderung gemäss Bauprojektdossier vom 1. Juli 2024, Variante 3 «Mobile 

W amsackmasten mit Transportfahrzeug und Anhänger» 
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wird im Sinne der Erwägungen unter Auflagen genehmigt. 

2. Festlegung Massnahmenstufe für die Luftreinhaltung auf Baustellen 

Gemäss der Richtlinie des BAFU zur Luftreinhaltung auf Baustellen wird für das Vorhaben die 
Massnahmenstufe A festgelegt. 

3. Auflagen 
a. Der Baubeginn, die voraussichtliche Dauer der Arbeiten und der Bauabschluss sind der 

Genehmigungsbehörde sowie der Gemeinde Nesslau spätestens 1 Monat vor Beginn der 
Bauarbeiten schriftlich mitzuteilen. Die Genehmigungsbehörde behält sich eine Baukon­ 
trolle vor. 

b. Die Gesuchstellerin hat in einem Bericht festzuhalten, wie die hier verfügten Auflagen um­ 
gesetzt worden sind. Der Bericht ist der Genehmigungsbehörde unaufgefordert spätestens 
drei Monate nach Abschluss der Arbeiten einzureichen. 

c. Nachträgliche Projektanpassungen sind der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. Sie ordnet 
bei wesentlichen Anpassungen ein neues Plangenehmigungsverfahren an. 
Natur und Landschaft 

d. Die mobilen Wamsackmasten sind jeweils am Anfang der Schiesssaison (Mitte Septem­ 
ber) aufzustellen und am Ender der Schiesssaison (Mitte Mai) wieder zu demontieren und 
einzulagern. 

e. Die baulichen Massnahmen sind möglichst schonend auszuführen und auf das notwendige 
Minimum zu beschränken. Nach Ausführung der Bauarbeiten ist das Terrain wiederherzu­ 
stellen und mit standortgerechten Pflanzen zu begrünen. 
Naturgefahren 

f. Die Gesuchstellerin hat eine Einschätzung zur Notwendigkeit von Massnahmen aufgrund 
von Naturgefahren vorzunehmen und bei Bedarf die nötigen Massnahmen umzusetzen. Al­ 
lenfalls umgesetzte Massnahmen sind im Abschlussbericht (vgl. Auflage 3b vorstehend) 
aufzuzeigen. 

4. Antrag der Gemeinde Ness/au 

Der Antrag der Gemeinde N esslau wird gutgeheissen. 

5. Anträge des Kantons St. Gallen 
Die Anträge des Kantons St. Gallen werden gutgeheissen, soweit sie nicht ausdrücklich als 
gegenstandslos abgeschrieben werden. 

6. Verfahrenskosten 
Das materiell anwendbare Bundesrecht sieht keine Kostenpflicht vor. Es werden somit keine 
Verfahrenskosten erhoben. 

7. Eröffnung 
Die vorliegende Verfügung wird gemäss Art. 30 MPV den Verfahrensbeteiligten eingeschrie­ 
ben zugestellt und im Bundesblatt angezeigt. Dem BAFU als betroffene Fachbehörde des Bun­ 
des wird der Entscheid per E-Mail mitgeteilt. 
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8. Rechtsmittelbelehrung 
Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen nach Eröffnung beim Bundesverwaltungs­ 
gericht, Postfach, 9023 St. Gallen, Beschwerde geführt werden (Art. 130 Abs. 1 MG). Die 
Rechtsschrift enthält die Begehren, deren Begründung mit Angabe der Beweismittel und die 
Unterschrift. Der angefochtene Entscheid und die Beweismittel sind beizulegen (vgl. Art. 52 
Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, VwVG; SR 172.021). 

EIDG. DEPARTEMENT FÜR VERTEIDIGUNG, 
BEVÖLKERUNGSSCHUTZ UND SPORT 
i.A. Der Chef Raum und Umwelt VBS 

Bruno Locher 

Eröffnung an: 
- armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, Postfach, 8887 Mels 

(Beilage: Gestempeltes Bauprojektdossier) 
- Bau- und Umweltdepartement des Kantons St. Gallen, Amt für Raumentwicklung und 

Geoinformation, Lämmlisbrunnenstrasse 54, 9001 St. Gallen (R) 
- Gemeindeverwaltung Wildhaus-Alt St. Johann, Hauptstrasse 40, 9656 Alt St. Johann (R) 
- Gemeindeverwaltung Nesslau, Hauptstrasse 24, 9650 Nesslau (R) 

z. K. an (jeweils per E-Mail): 
- BAFU, Abteilung Biodiversität und Landschaft 
- armasuisse Immobilien, SIP 
- armasuisse Immobilien, UNS 
- armasuisse Immobilien, FM 
- ASTAB, Immo V 
- Kommando Koordinationsstelle 4 
- Kantonale Vermessungsaufsicht 
- Pro Natura (mailbox@pronatura.ch) 
- WWF Schweiz (service@wwf.ch) 
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